
Mit den Hunderten Milliarden Euro, die in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten das deut-
sche Militär finanzieren sollen, wird die Kon-
frontation gegen Russland und China weiter 
gestärkt, aber nicht die deutsche Gesellschaft 
modernisiert. Folgerichtig fordern wir den Aus-
stieg aus der Kriegslogik nicht nur von Staaten 
wie Russland und den USA sondern auch von 
Deutschland. International braucht es eine er-
neuerte Politik internationaler Zusammenarbeit 
und des Interessensausgleichs auf der Grund-
lage der Anerkennung des Völkerrechts und der 
allgemein gültigen Menschenrechte. 

Die Vorhersage ist, dass sich die soziale Schief- 
lage über die nächsten Monate in Deutschland, 
in den europäischen Nachbarländern und welt-
weit weiter verschlechtern wird. Jede weitere 
Steigerung der Inflationsrate in Deutschland 
wird zu einem weiteren Absinken der Reallöhne 
führen. Wenn bereits jetzt untere und mittlere 
Schichten der Bevölkerung nicht mehr wissen, 
wovon sie die rasant steigenden Energiekos-
ten, Mieterhöhungen oder die anwachsenden 
Nahrungsmittelpreise bezahlen sollen - es droht 
noch schlimmer zu kommen.

Soziale Gerechtigkeit ist ohne Frieden 
und Abrüstung nicht zu haben

Wir aus der Friedensbewegung suchen 
den Kontakt mit Euch. Wir möchten in 
Eure politischen Diskussionen den Ge-
danken einbringen, dass die Kosten für 
Aufrüstung und Krieg wesentliche Hin-
dernisse sind, die das Ringen um soziale 
Sicherheit und um eine klimagerechte 
Erneuerung Deutschlands verhindern. 
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Allgemein wird für diese Kostensteigerungen 
und die Einbuße sozialer Sicherheit der völ-
kerrechtswidrige Einmarsch Russlands in die 
Ukraine verantwortlich gemacht. Die fortgesetz-
te militärische Unterstützung des Westens für 
die Ukraine ohne eine Perspektive auf diploma-
tische Verhandlungen, die Einverleibung ukrai-
nischer Landesteile in die russische Föderation, 
sowie die Wirtschafts- und Finanzblockaden, 
unter denen die Menschen weltweit leiden, es-
kalieren den Ukraine-Krieg weiter. Dieser Krieg 
droht nicht nur zu einem Dauerkrieg zu werden, 
sondern trägt in sich die Gefahr der Eskalation 
zu einem Einsatz von Atomwaffen.

Nur Waffen zu liefern und dabei keine Wege 
zu einem Verhandlungsfrieden zu suchen, ist 
falsch. Echte Solidarität heißt Rettung von 
Menschenleben und Schutz von Deserteuren 
und Aufnahme von Geflüchteten. Deswegen 
müssen Waffenstillstand und Verhandlungen 
rasch Vorrang erhalten. Nur Diplomatie, Dialog 
und Kooperation können den Krieg in der Uk-
raine durch gegenseitige Sicherheitsgarantien 
zwischen Russland und der NATO unter Berück-
sichtigung der Sicherheitsinteressen der Ukrai-
ne beenden. Die Entfaltung von Strukturen ge-
meinsamer Sicherheit für Interessensausgleich 

und folgende militärische Abrüstung dürfte das 
weltweite Ringen um soziale Gerechtigkeit hier 
und überall erleichtern. Das zu fordern ist wahre 
Solidarität mit den leidenden Menschen!

Deutschland muss sich gegen die Aufwendung 
von 2% des Bruttoinlandsprodukts für den jähr-
lichen Rüstungshaushalt entscheiden sowie die 
Umwidmung des 100 Milliarden Aufrüstungspa-
kets in ein Investitionsprogramm für Soziales, 
Umwelt und Klima, Gesundheit und Bildung 
angehen. Deutsche Außenpolitik muss auf die 
internationale Gemeinschaft einwirken, mit al-
len Kräften des Süden und des Norden Frieden 
für die Ukraine und andere Konflikte zu suchen. 
Ein forcierter Einstieg in klimagerechte rege-
nerative Energien muss diese Politik begleiten, 
statt weiterhin klimaschädliches Gas, Fracking, 
Kohle und Atom zu nutzen.

Der uns alle gefährdende Klimawandel, die 
weltweite Ernährungskrise, die Zunahme von 
Fluchtursachen und Geflüchteten wie auch 
der internationale Rüstungswettlauf erfordern 
globale Antworten. Unabdingbare Vorausset-
zung dafür ist eine Politik, die friedliche Koope-
rationen fördert und sich zum Regelwerk der 
UN-Charta bekennt. Nur so sind die verwobenen 
Konfliktfelder der geopolitischen Konfrontatio-
nen, der globalen Klima- und Umweltkrise sowie 
erheblicher gesellschaftlicher Verwerfungen bei 
uns und überall erfolgreich zu bearbeiten. 
Deutschland muss dabei vorangehen. 
Dafür streiten wir – und wünschen uns, das 
gemeinsam mit Euch zu tun!

Auf den folgenden Webseiten sind Positionen 
und Beiträge zu den Anforderungen einer um-
fassenden Friedenspolitik nachzulesen:
n https://friedensratschlag.de
n https://www.friedenskooperative.de
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